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A. Problem 

In Mitgliedstaaten der Gemeinschaft bestehen unterschiedliche 
Vorschriften über die Umsturzschutzvorrichtungen von land- 
wirtschaftlichen oder forstwirtschaftlichen Zugmaschinen, die 
vor allem dem EWG-Betriebserlaubnisverfahren für diese Zug- 
maschinen widersprechen. 


B. Lösung 

Harmonisierung der Vorschriften zur Verbesserung der Sicher- 
heit im Straßenverkehr und des Arbeitsschutzes. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon (0 22 21) 36 35 51 



Drucksache 7/3748 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Horstmeier 


I. 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat 
mit Schreiben vom 24. Januar 1975 die Vorlage 
7/3108 dem Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
federführend und dem Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten zur Mitberatung über- 
wiesen. Der mitberatende Ausschuß hat die Richt- 
linie am 26. Februar 1975 behandelt; der Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung hat am 11. April be- 
schlossen, dem Plenum des Bundestages die Kennt- 
nisnahme zu empfehlen. 

II. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung be- 
grüßt die Zielsetzung der Richtlinie, weil sie einen 
wesentlichen Beitrag zur Verbesserung des Arbeits- 
schutzes im Rahmen der Gemeinschaft darstellt. 

Die Rahmenrichtlinie 74/150/EWG des Rates 
vom 4. März 1974 zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über die Betriebs- 
erlaubnis für land- und forstwirtschaftliche Zug- 
maschinen auf Rädern (Amtsblatt der EG Nr. L 84 
vom 28. März 1974, S. 10) enthält eine Liste der 
Teile einer Zugmaschine, für die sogenannte „Ein- 
zelrichtlinien" erlassen werden sollen, die die tech- 
nischen Anforderungen an diese Einzelteile sowie 
die notwendigen Prüfmethoden regeln sollen. Die 


vorliegende Richtlinie „Umsturzschutzvorrichtun- 
gen" ist eine solche Einzelrichtlinie. Ihre Bedeu- 
tung liegt auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes. Die 
Umsturzschutzvorrichtung soll den Fahrer im Falle 
eines Umsturzes der Zugmaschine davor schützen, 
vom Schlepper erdrückt oder verletzt zu werden. 
Dieser Schutz wird dadurch bewirkt, daß die Schutz- 
vorrichtung dem Fahrer bei einem Umsturz des 
Traktors einen Freiraum sichert. 

Um dieses Ziel zu erreichen, sieht die Richtlinie 
eine obligatorische Umsturzschutzvorrichtung vor. 
Diese muß bestimmten Anforderungen entsprechen, 
die durch eine Prüfung nachgewiesen werden muß. 
In den Anhängen zur Richtlinie sind diese Anforde- 
rungen und die Prüfbedingungen und -verfahren 
festgelegt. 

Bei Umstürzen von Zugmaschinen haben sich frü- 
her viele tödliche und schwere Unfälle ereignet. 
Daher haben die landwirtschaftlichen Berufsgenos- 
senschaften schon ab 1970 für neu in den Verkehr 
gebrachte Zugmaschinen eine Umsturzschutzvor- 
richtung vorgeschrieben, die einen deutlichen Rück- 
gang der tödlichen Unfälle bewirkt hat. In den 
deutschen Vorschriften werden auch die OECD- 
Codes über Umsturzschutzvorrichtungen anerkannt. 
Diese OECD-Codes liegen den Bestimmungen der 
Anhänge der Richtlinie zugrunde. Die Richtlinie ent- 
spricht also schon den in Deutschland angewandten 
Verfahren. 


Bonn, den 14. Mai 1975 


Horstmeier 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Umsturzschutzvorrichtungen von landwirtschaft- 
lichen oder forstwirtschaftlichen Zugmaschinen auf Rädern — Drucksache 7/3108 — 
zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 11. April 1975 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Müller (Remscheid) Horstmeier 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 



